
 

Knessetwahlen 2006 – Hintergründe, Ergebnisse, Perspektiven 
 

• Am 28. März 2006 fanden vorgezogene Wahlen zur 17. Knesset, dem 120 Abgeordnete 
umfassenden israelischen Parlament, statt. 5.014.622 Bürger Israels konnten sich für ei-
ne von 31 Wahllisten entscheiden. Die Knessetwahlen 2006 wiesen mit 63,2% die ge-
ringste Wahlbeteiligung in der Geschichte Israels auf. 

• Die Wahlen erfolgten vor dem Hintergrund gravierender Veränderungen auf der politi-
schen Landkarte Israels – Austritt des Sharon-Flügels aus dem Likud, Gründung der Zent-
rumspartei Kadima, Führungswechsel in der Arbeitspartei, Spaltung von Shinui, Zusam-
menschluß von Nationalreligiöser Partei (Mafdal) und Ihud Le’umi, Profilverlust von Me-
retz. 

• Der Wahlkampf wurde vor allem durch die Sicherheitsfrage (Grenzziehung und Umgang 
mit den besetzten Territorien) und die soziale Problematik geprägt. 
12 Parteien bzw. Listenverbindungen überwanden die auf 2% erhöhte Sperrklausel. 
Stärkste Fraktion wurde mit 29 Sitzen die Zentrumspartei Kadima, die mit ihrem Vorsit-
zenden Ehud Olmert auch den neuen Ministerpräsidenten stellen könnte. 
Im Vergleich zu 2003 weisen die Wahlergebnisse eine leichte Stärkung des kompromiß-
bereiten Lagers der „Tauben“ und eine Schwächung der religiös-nationalistischen „Fal-
ken“ aus. Es zeichnen sich ein Zentrumsblock (36 Sitze), ein Rechtsblock (32), ein Links-
block (24), der Block ultraorthodoxer Parteien (18) und der Block arabischer Parteien (10) 
ab. 

• Für die Regierungskoalition sind mehrere Optionen denkbar. Zur Durchsetzung seiner 
politischen Agenda dürfte der designierte Ministerpräsident jedoch daran interessiert 
sein, eine möglichst breite Regierungskoalition zustande zu bringen.

 
 
Am 28. März 2006 fanden die Wahlen 
zur 17. Knesset, dem 120 Abgeordnete 
umfassenden israelischen Parlament, 
statt. Die laut Grundgesetz alle vier Jah-
re durchzuführenden allgemeinen, lan-
desweiten, direkten, gleichen, geheimen 
und proportionalen Wahlen wurden um 
ein Jahr vorgezogen, nachdem Premier-
minister Ariel Sharon im November 2005 
von seinem Amt zurückgetreten war. 
Zur Stimmabgabe aufgerufen waren 
5.014.622 Bürger Israels – 800.000 
mehr als 2003. Sie konnten sich für eine  
 

 
 
 

 
 
der 31 zugelassenen Wahllisten ent-
scheiden. Um in das Parlament einzuzie-
hen, waren erstmals mindestens 2% der 
gültigen Stimmen erforderlich (1949 bis 
1988 – 1%; 1992 bis 2003 – 1,5%). 
 
Veränderungen in der Parteienland-
schaft im Vorfeld der Wahlen 
 
Die Wahlen erfolgten vor dem Hinter-
grund gravierender Veränderungen auf 
der politischen Landkarte Israels: 
 

• Der Zerfall des rechtskonservativen 
Likud, d. h. der Austritt des Sha-
ron-Flügels und die Gründung der 
Zentrumspartei Kadima (Vorwärts) 
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im November 2005 durch den zu-
nächst weiterhin amtierenden Mi-
nisterpräsidenten Sharon ließen ei-
ne neue politische Kraft entstehen, 
die sich primär nicht als ideologi-
scher Zusammenschluss versteht, 
sondern die Notwendigkeit prag-
matischer Entscheidungen, insbe-
sondere in der Palästinenserfrage, 
betont. Nach dem krankheitsbe-
dingten Ausscheiden Sharons aus 
der Politik wird Kadima seit Januar 
2006 von Ehud Olmert geführt. 

 
• In der Arbeitspartei (Avoda) voll-

zog sich ein Führungswechsel, der 
mit Veränderungen in der politi-
schen Programmatik, u. a. verstärk-
ter Betonung der sozialen Frage, 
verbunden war. Im November 
2005 wurde Shimon Peres, seit 30 
Jahren zur Führungsriege der Partei 
gehörend, durch den Vorsitzenden 
der Neuen Histadrut, Amir Peretz, 
abgelöst. Mit Peretz rückte erst-
mals ein orientalischer Jude an die 
Spitze der lange ashkenasisch do-
minierten Partei. 

 
• Die Spaltung der liberalen Shinui 

und der Austritt ihres Gründers 
und Vorsitzenden Tommy Lapid 
(25. Januar 2006) beendeten das 
Wirken einer Parlamentsfraktion, 
die sich als Interessenvertreter des 
säkularen Mittelstandes verstand 
und seit 1999 sowohl in der Knes-
set als auch über die Medien einen 
intensiven „Kulturkampf“ gegen 
die ultraorthodoxen Parteien, ins-
besondere Shas, geführt hatte. 

 
• Die 1956 gegründete religiös-

zionistische Mafdal, nach dem 
Sechstagekrieg 1967 zunehmend 
Sprecherin der Siedler, gab im Feb-
ruar 2006 ihre organisatorische 
Selbständigkeit auf und schloss 
sich dem rechtsradikalen Ihud 
Le’umi an. Bei den Parlaments-

wahlen kandidierte eine gemein-
same Liste unter Benny Elon als 
Spitzenkandidat. 

 
• Die links-zionistische Meretz verlor 

nach dem bereits 2003 erfolgten 
Rücktritt ihres langjährigen Vorsit-
zenden Yossi Sarid weiter an Profil 
und Einfluss. Yossi Beilin als neuer 
Vorsitzender symbolisiert bis heute 
von der Mehrheit der israelischen 
Bevölkerung die als unrealistisch 
betrachteten Genfer Initiative. 

 
 
Inhaltliche Akzente des  
Wahlkampfes 
 
Der Wahlkampf wurde vor allem durch 
zwei Themenfelder – die Sicherheitsfra-
ge (Grenzziehung und Umgang mit den 
besetzten Territorien) und die soziale 
Problematik – geprägt. Das israelisch-
palästinensische Grundverhältnis nahm 
nach dem einseitigen Abzug Israels aus 
dem Gazastreifen und vier Siedlungen 
der West Bank im Sommer 2005 sowie 
angesichts des Hamas-Wahlsieges vom 
25. Januar 2006 einen hohen Stellen-
wert im innenpolitischen Diskurs ein. 
Ehud Olmert sprach sich für eine Fort-
setzung der Politik Ariel Sharons aus und 
erklärte die Knessetwahlen zum Votum 
für oder gegen den Rückzug Israels aus 
weiteren Teilen der West Bank. Erneute 
Relevanz erlangte darüber hinaus die bei 
den vorangegangenen Parlamentswah-
len vernachlässigte soziale Problematik. 
Sie verdrängte bzw. überlagerte im 
Wahlkampf zeitweilig die Sicherheitser-
wägungen. Hintergrund war der im Ja-
nuar 2006 veröffentlichte Armutsbericht 
der Regierung, demzufolge nahezu ein 
Viertel der israelischen Bevölkerung un-
terhalb der Armutsgrenze lebt. Die Ar-
beitslosigkeit beträgt 8,8%. Für das all-
gemeine Absinken des Lebensstandards 
während der letzten Legislaturperiode 
wurde insbesondere das unter Likud-
Finanzminister Binyamin Netanyahu 
durchgesetzte neoliberale Reformpro-
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gramm verantwortlich gemacht. Weitere 
gewichtige Themen im Wahlkampf wa-
ren politische Korruption und Bildungs-
misere. 
Über den politischen Auseinanderset-
zungen vor den Knessetwahlen lag der 
Schatten Sharons, der am 4. Januar ei-
nen zweiten schweren Schlaganfall erlit-
ten hatte und seither im Koma liegt. 
Sein Nachfolger Ehud Olmert suchte 
Sharons politisches Vermächtnis zu er-
füllen und sich als dessen „Erbe“ zu pro-
filieren, bewies jedoch weder Sharons 
Charisma noch Popularität und mußte in 
den letzten Wochen vor den Wahlen 
deutliche Sympathieverluste hinnehmen: 
von zeitweilig vorhergesagten 40-44 
Sitzen unmittelbar nach der Gründung 
von Kadima sanken die Prognosen auf 
30-32 Parlamentssitze.  
Im Unterschied zu vorangegangenen 
Wahlen hatte sich der Wähler 2006 
nicht zwischen zwei traditionellen 
Hauptkontrahenten – Likud und Avoda 
– zu entscheiden, sondern stand zumin-
dest drei großen Parteien mit Führungs-
ansprüchen – Kadima, Avoda und Likud 
– gegenüber. Wichtiger als politische 
Programme waren auch im Wahlkampf 
2006 die Profile der Spitzenkandidaten 
(Ehud Olmert, Amir Peretz, Binyamin 
Netanyahu sowie – innerhalb der Grup-
pe russischsprachiger Neueinwanderer – 
Avigdor Liebermann). 
 
 
Wahlbeteiligung 
 
Für die zunehmende Politikverdrossen-
heit spricht, dass die Knessetwahlen 
2006 mit 63,2% die geringste Wahlbe-
teiligung in der Geschichte Israels auf-
wiesen; über 1,8 Millionen Bürger blie-
ben der Wahlurne fern. Die 550.000 
Wahlberechtigte zählende arabische 
Bevölkerungsgruppe beteiligte sich mit 
lediglich 56% an der Abstimmung. 
Hatten während der ersten fünf Jahr-
zehnte nach Staatsgründung noch vier 
von fünf Israelis von ihrem Wahlrecht 
Gebrauch gemacht (1949-1999 lag die 

Wahlbeteiligung insgesamt bei durch-
schnittlich 80%), so nutzten 2006 viele 
Bürger den freien Tag zum Einkaufs-
bummel, zu sportlicher Betätigung oder 
zu Ausflügen. Die Wählerabstinenz mag 
auch darin begründet liegen, dass der 
Stimme des Einzelnen wenig Bedeutung 
zugemessen wurde, da alle Umfragen in 
den vorangegangenen Wochen den si-
cheren Sieg von Kadima prognostiziert 
hatten. Von der geringen Wahlbeteili-
gung profitierten vor allem sektorale 
Parteien, wie die sephardisch-
ultraorthodoxe Shas, die Partei der russi-
schen Neueinwanderer Yisrael Beitenu 
und die Rentnerpartei Gil.  
 
 
Wahlergebnisse 
 
Die sich in den letzten Monaten ab-
zeichnenden Verschiebungen im politi-
schen Spektrum des Landes wurden 
durch die Ergebnisse der Wahlen bestä-
tigt (siehe Tabelle auf der letzten Seite). 
 
Von den 31 Parteilisten überschritten 12 
die Sperrklausel von 2%. Stärkste Frak-
tion in der 17. Knesset wurde mit 29 
Sitzen die Zentrumspartei Kadima, die 
mit ihrem Vorsitzenden Ehud Olmert 
auch den neuen Ministerpräsidenten 
stellen könnte. Sie erfüllte die durch ihre 
Gründer in sie gesetzten Erwartungen 
(40 Sitze oder mehr) jedoch nicht. Ledig-
lich in den israelischen Großstädten – 
mit Ausnahme Jerusalems – dominierte 
sie mit insgesamt 29% der Stimmen und 
löste hier den Likud (2003 – 35,2%) als 
stärkste politische Kraft ab. Mit Kadima 
verfügt Israel erstmals über ein relativ 
starkes politisches Zentrum. 
 
Amir Peretz gelang es mit seiner sozialen 
Agenda zwar, die Sozialdemokratie zu 
neuem Leben zu erwecken; der erhoffte 
Stimmenzuwachs blieb jedoch aus (19 
statt 21 Mandate in 2003). Sowohl in 
den Großstädten (15,6%) als auch in 
den Entwicklungsstädten (13,7%) blieb 
die Avoda unter den Erwartungen.  
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Als Hauptverlierer der Wahlen gilt neben 
Shinui, die mit 0,1% der Stimmen gänz-
lich aus dem politischen Leben ver-
schwand, der Likud, der von 40 Parla-
mentssitzen (2003) nur 12 behaupten 
konnte. Die mit den Namen Menahem 
Begin, Yizchak Shamir und Ariel Sharon 
verbundene und stark ideologisch ge-
prägte Partei steht möglicherweise vor 
einer weiteren Zerreißprobe. Sie verlor – 
insbesondere aufgrund der Netanjahu 
angelasteten Sozial- und Finanzpolitik – 
eine große Zahl orientalisch-– und  
russisch-jüdischer Wähler. 
 
Im Unterschied zu 2003 haben sektorale 
Parteien (Interessenvertreter von Neu-
einwanderern, orientalischen Juden, 
Ultraorthodoxen, arabischen Bürgern, 
Siedlern und Rentnern) wieder größere 
Bedeutung erlangt. Ihr Anteil an den 
120 Knessetsitzen stieg von 39 (2003) 
auf 54. 

• Die ultraorthodoxen Parteien – 
Vereinigtes Torah-Judentum und 
Shas – konnten die Anzahl ihrer 
Parlamentssitze von 16 auf 18 er-
höhen. Sie erzielten insbesondere 
in Jerusalem (Torah-Judentum – 
18,6%, Shas – 15,1%), in Bnei 
Brak (Torah-Judentum – 56,4%, 
Shas – 23,8%) und in einer Reihe 
von Entwicklungsstädten Erfolge. 

• Annähernd die Hälfte der russisch-
sprachigen Israelis wählte die Partei 
Avigdor Liebermanns, der in der 
Palästinenserfrage auf rechten Po-
sitionen steht, im Wahlkampf je-
doch auch innenpolitische Fragen, 
z. B. die Bekämpfung der Kriminali-
tät, betonte. Yisrael Beitenu wur-
de, knapp hinter Shas und Likud, 
fünftstärkste Knessetfraktion. Die 
Partei dominiert eine Reihe mittel-
großer Städte wie Dimona, Naza-
reth-Illit, Ashkelon, Lod und Kiryat 
Gat, deren Einwohnerschaft eine 
hohe Prozentzahl an Neuzuwande-
rern aufweist. 

• Die arabischen Bürger Israels wähl-
ten – wie erwartet – in der Mehr-

heit Parteien, die sich als ihre nati-
onalen Interessenvertreter profiliert 
haben und bereits während mehre-
rer Wahlperioden in der Knesset 
vertreten sind (Vereinigte Arabi-
sche Liste/Ta’al, Hadash, Balad). 
Insbesondere Ra’am/Ta’al konnte 
einen deutlichen Stimmenzuwachs 
verzeichnen und die Anzahl der 
Mandate von zwei auf vier verdop-
peln. Etwa ein Viertel der arabi-
schen Stimmen ging an zionistische 
Parteien – vorwiegend an die Avo-
da, aber auch an die ultraorthodo-
xe Shas oder Yisrael Beitenu. 

• In den Siedlungen der West Bank 
verlagerte sich die Präferenz der 
Wähler vom Likud (2003 – 29,2%, 
2006 – 11,7%) auf das rechte 
Bündnis Ihud Leumi/Mafdal 
(30,6%). Kadima erzielte hier le-
diglich 9,4%, die Avoda gar nur 
3,9%. Shas dagegen konnte sei-
nen Stimmenanteil von 9% auf 
10,4% ausbauen. 

• Als Überraschung der Wahlen gilt 
die Rentnerpartei Gil. Sie erhielt 
5,9% der Stimmen und wird mit 
sieben Abgeordneten im Parlament 
vertreten sein. Ihr Vorsitzender ist 
Rafi Eitan, ein ehemaliger Mossad-
Offizier, der 1961 an der Ergrei-
fung Adolf Eichmanns in Argenti-
nien beteiligt und Führungsoffizier 
des 1986 in den USA wegen Spio-
nage zu lebenslänglicher Haft ver-
urteilten israelischen Agenten Jo-
nathan Pollard war. Dem in der is-
raelischen Öffentlichkeit bislang 
weitgehend unbekannten Ge-
schäftsmann und Millionär Eitan 
gelang der Wahlerfolg nicht zuletzt 
mit Hilfe von Proteststimmen jun-
ger Israelis, die sich mit ihrem Vo-
tum gegen das Establishment und 
die etablierten Parteien stellten. Die 
parteipolitischen Zielsetzungen von 
Gil liegen – abgesehen von der 
Rentenproblematik – bisher im Un-
gewissen, wobei eine programma-
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tische Nähe zur Avoda nicht auszu-
schließen ist. 

 
 
Ethnische und soziale Zusammenset-
zung der 17. Knesset 
 
Die ethnische, weltanschauliche und 
berufliche Zusammensetzung des israeli-
schen Parlaments, das am 17. April 
2006 zu seiner konstituierenden Sitzung 
zusammentritt, hat sich gegenüber der 
vergangenen Legislaturperiode deutlich 
verändert: 
 

• 38 Abgeordnete (32%) – davon 25 
in Kadima, Yisrael Beitenu und der 
Rentnerpartei – wurden zum ersten 
Mal ins Parlament gewählt.  

• Der Anteil orientalischer Juden 
(Mizrahim), der seit 1988 jeweils 
etwa ein Drittel der Abgeordneten 
betrug, verringerte sich mit 34 Sit-
zen auf 28%. 

• 14 Neueinwanderer aus der ehe-
maligen Sowjetunion (2003 - 10), 
unter ihnen zwei orientalische Ju-
den auf der Liste der Shas-Partei, 
zogen ins Parlament ein. Aufgrund 
hinterer Listenplätze gelangte an-
dererseits weder ein äthiopischer 
Einwanderer noch ein Israeli anglo-
sächsischer Herkunft ins Parlament, 
obwohl beide Gruppen mit jeweils 
120-150.000 Angehörigen wesent-
liche Segmente der israelischen Be-
völkerung verkörpern. 

• 12 arabische Bürger Israels wurden 
in die neue Legislative gewählt; un-
ter ihnen befindet sich zum zwei-
ten Mal in der Geschichte der 
Knesset eine Frau (Avoda-Liste). 

• Der Frauenanteil verringerte sich 
von 18 auf 17 Abgeordnete. Die 
im Vergleich zu westeuropäischen 
Staaten geringe Zahl weiblicher 
Parlamentarier resultiert nicht zu-
letzt daraus, dass sowohl die ultra-
orthodoxen als auch die arabischen 

Parteien keine Frauen auf reale Lis-
tenplätze setzten. 

• Die Zahl der orthodoxen und ultra-
orthodoxen Knessetmitglieder er-
höhte sich von 30 auf 32 (27%). 

• Sowohl die Zahl der Siedler (7) als 
auch die der Kibbutz- und Mos-
havmitglieder (5) liegt deutlich un-
ter der in vorangegangenen Legis-
laturperioden. 

• Keine israelische Partei wird – auch 
das ein Novum – gegenwärtig von 
einem hochrangigen Militär ge-
führt, obwohl 14 (2003 – 10)  
ehemalige hohe Offiziere im Par-
lament vertreten sind, darunter ein 
Generalstabs- und drei Geheim-
dienstchefs sowie die ehemalige 
Kommandierende des Frauenkorps. 

 
 
Politische Zusammensetzung der 
17. Knesset 
 
Im israelischen Parlament zeichnen sich 
folgende Parteienblöcke ab: 
 

a) wÉåíêìã: Kadima, Rentner (36 Sit-
ze) 

b) oÉÅÜíëÄäçÅâ: Likud, Yisrael Beitenu, 
Mafdal/Ihud Leumi (32) 

c) iáåâëÄäçÅâ: Avoda, Meretz (24) 
d) oÉäáÖá∏ëJìäíê~çêíÜçÇçñÉ=m~êíÉáÉå: 

Shas, Torah-Judentum (18) 
e) ^ê~ÄáëÅÜÉ=m~êíÉáÉå: Vereinigte Ara-

bische Liste, Hadash, Balad (10). 
 

Die politische Zusammensetzung nach 
Blöcken zeigt, dass die Knessetwahlen 
2006 nicht das von Ariel Sharon und 
vielen Wählern erhoffte „politische Erd-
beben“ erbrachten; sie verdeutlichen 
jedoch Veränderungen in der politischen 
Landschaft. Im Vergleich zu 2003 wei-
sen die Wahlergebnisse insgesamt eine 
leichte Stärkung des kompromißbereiten 
Lagers der „Tauben“ und eine Schwä-
chung der nationalistisch-religiösen 
„Falken“ aus. Für eine der Existenzfra-
gen Israels – weiterer bi- oder unilatera-
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ler Abzug aus besetzten palästinensi-
schen Territorien – existiert im Parlament 
nunmehr eine Mehrheit von 70 Abge-
ordneten. Als wichtiges Ergebnis mit 
mittelfristiger Wirkung mag gelten, dass 
Amir Peretz den Bedeutungsverlust der 
Sozialdemokratie nicht nur zu stoppen 
vermochte, sondern die zahlenmäßig 
leicht geschwächte Avoda als eine 
ernsthafte politische Kraft für die Koali-
tionsverhandlungen aufstellte. 
 
 
Optionen für die Regierungsbildung 
 
Nach Bekanntgabe des offiziellen Wahl-
ergebnisses wird Präsident Mosche Kat-
zav aller Wahrscheinlichkeit nach den 
Führer der stärksten Fraktion, Ehud Ol-
mert, mit der Regierungsbildung beauf-
tragen. Dieser hat danach 28 Tage Zeit, 
sein neues Kabinett vorzustellen. Sollte 
er im Parlament keine Mehrheit erzielen, 
erhält innerhalb von drei Tagen ein an-
derer Kandidat den Auftrag, eine Koali-
tion zustande zu bringen. 
 
Nie in der israelischen Parlamentsge-
schichte vermochte es eine Partei, allein 
die Regierung zu stellen. Aufgrund der 
vielgliedrigen Parteienlandschaft und der 
niedrigen Sperrklausel ergab sich stets 
die Notwendigkeit, Koalitionen einzuge-
hen. Auch 2006 werden lange und 
komplizierte Verhandlungen mit zeitwei-
se einander widersprechenden Zwi-
schenergebnissen unumgänglich sein. 
Sollte die Regierung termingemäß zu-
stande kommen, muß sie innerhalb von 
45 Tagen den zunächst eingefrorenen 
Budgetentwurf 2006 von der Knesset 
bestätigen lassen. Scheitert sie in dieser 
Frage, werden innerhalb von drei Mona-
ten erneut Parlamentswahlen stattfin-
den. 
 
Die Koalitionsverhandlungen werden 
von zwei Themenfeldern dominiert sein 
– von der Sicherheitspolitik bzw. der 
Weichenstellung gegenüber den Palästi-

nensern und von den Kernfragen der 
Sozialpolitik. 
 
Zur erstgenannten Fragestellung erklärte 
Ehud Olmert in einer Rede am Wahl-
abend, dass die Regierung unter seiner 
Führung die Grenzen Israels festlegen 
werde und zu einem Rückzug aus Teilen 
des Westjordanlandes bereit sei. Er rief 
Palästinenserpräsident Mahmud Abbas 
auf, für „Versöhnung, Kompromiß und 
Frieden“ zu wirken. Olmert schloß Ver-
handlungen mit der Palästinensischen 
Autonomiebehörde nicht generell aus, 
betonte jedoch, notfalls die Grenzen 
auch ohne palästinensische Zustim-
mung, d.h. in einseitigen Aktionen à la 
Gaza, festzulegen. Gleichzeitig hob er 
hervor, dass nur eine Partei, die die wei-
tere Räumung von Siedlungen in der 
West Bank unterstütze, als Partner für 
eine von ihm geführte Koalition in Frage 
komme. Damit scheint eine Mitte-
Rechts-Regierung, d.h. ein Zusammen-
gehen von Kadima, Likud und Siedler-
partei, ausgeschlossen. Für eine poten-
zielle Regierungsbeteiligung von Shas 
oder Yisrael Beitenu gilt Olmerts Diktum 
zunächst nicht. Neben mittelfristigen 
strategischen Erwägungen, die auf die 
Festlegung der östlichen Landesgrenzen 
abzielen, stehen konkrete Fragen – etwa 
die Haltung zur Hamas-Regierung, Ge-
spräche mit Palästinenserpräsident „Abu 
Mazen“ oder die Bewegungsfreiheit und 
soziale Situation der palästinensischen 
Bevölkerung – auf der Tagesordnung. 
 
Hinsichtlich der sozialen Problematik 
scheinen ebenfalls grundsätzliche Wei-
chenstellungen erforderlich – Fortset-
zung oder gravierende Korrektur der 
unter Netanyahu eingeleiteten Wirt-
schaftsreformen, Festlegung eines Mi-
nimallohns, Erhöhung von Renten- und 
Kindergeld, Verbesserung der medizini-
schen Versorgung, Zuwendungen für 
das ultraorthodoxe Schulsystem u.a.m. 
Mit Avoda, Shas, Meretz und der Rent-
nerpartei Gil existiert im neuen Parla-
ment eine „soziale Front“ (43 Abgeord-
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nete). Da diese Parteien als potenzielle 
Regierungspartner in Frage kommen, ist 
zu erwarten, dass sie die Fixpunkte ihrer 
Wahlprogrammatik - von Finanzexper-
ten auf Staatsausgaben in Höhe von 10-
12 Mrd. NIS geschätzt – in die Koaliti-
onsverhandlungen einbringen werden. 
Für eine künftige Regierungskoalition 
sind mindestens vier Optionen denkbar: 
 

a) h~Çáã~I=^îçÇ~I=oÉåíåÉêé~êíÉá=ìåÇ=
jÉêÉíò=
Eine Mitte-Links-Koalition könnte 
sich lediglich auf 60 Abgeordnete 
stützen, würde in einigen Grund-
positionen möglicherweise jedoch 
von Knessetmitgliedern des arabi-
schen Blocks unterstützt bzw. tole-
riert werden. Die Konstellation wi-
derspricht der Absicht Olmerts, ei-
nen breiten nationalen Konsens im 
Parlament – sowohl in der Palästi-
nenserfrage als auch hinsichtlich 
sozialer Reformen – zu erreichen. 

 
b) h~Çáã~I= ^îçÇ~I= oÉåíåÉêé~êíÉáI=
pÜ~ë= ìåÇ= sÉêÉáåáÖíÉë= qçê~ÜJ
gìÇÉåíìã 
Eine Regierung ohne Meretz, je-
doch unter Einbeziehung der ultra-
orthodoxen Parteien, wird von Ol-
mert offensichtlich favorisiert. Sie 
würde 73 Parlamentarier hinter 
sich wissen und könnte bei Ent-
scheidungen in der Palästinenser-
frage wie auch in der Sozialpolitik 
mit der Unterstützung von Meretz 
und arabischen Parteien rechnen. 
Sollte Shas, deren Vertreter bereits 
den einseitigen Abzug aus Gaza 
abgelehnt hatten, im Fall der Räu-
mung weiterer Siedlungen die Koa-
lition aufkündigen, könnte Meretz 
zur Regierungsbeteiligung aufge-
fordert werden. 

 
c) h~Çáã~I= váëê~Éä= _ÉáíÉåìI= oÉåíåÉêJ
é~êíÉáI=pÜ~ë=ìåÇ=sÉêÉáåáÖíÉë=qçê~ÜJ
gìÇÉåíìã 
Die Möglichkeit, dass eine Einigung 
mit der Arbeitspartei infolge von 

Streitigkeiten über die Besetzung 
von Ministerposten nicht zustande 
kommt (sowohl Kadima als auch 
Avoda bestehen z. B. auf dem 
wichtigen Amt des Finanzminis-
ters), ist nicht auszuschließen und 
könnte Verhandlungen Olmerts mit 
Yisrael Beitenu nach sich ziehen. 
Die entsprechende Koalition (63 
Sitze) dürfte sich bezüglich der Pa-
lästinenserproblematik, jedoch 
auch wegen gravierender Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen 
der Neueinwandererpartei und der 
israelischen Ultraorthodoxie zum 
Verhältnis von Staat und Religion 
als schwer erreichbar erweisen und 
würde permanenten Zündstoff in 
sich bergen. 

 
ÇF= ^îçÇ~I= pÜ~ëI= sÉêÉáåáÖíÉë= qçê~ÜJ
gìÇÉåíìãI= váëê~Éä= _ÉáíÉåìI= iáâìÇI=
fÜìÇ= iÉìãáLj~ÑÇ~ä= ìåÇ= ÉîíäK= oÉåíJ
åÉêé~êíÉá=
Von den Rechtsparteien wurde ei-
ne Links-Rechts-Koalition ins Ge-
spräch gebracht mit der Absicht, 
Kadima und damit Olmert von der 
künftigen Exekutive fern zu halten. 
Die entsprechende Konstellation 
(70 bzw. 77 Abgeordnete) ist poli-
tisch jedoch schwer vorstellbar und 
entspringt offensichtlich takti-
schem Kalkül. 

 
In der israelischen Parlamentsgeschichte 
haben sich nicht selten unmittelbar nach 
Wahlen Parteien zu Fraktionen zusam-
mengeschlossen, um gemeinsame politi-
sche Ziele zu verfolgen bzw. sich mit 
größerem Gewicht in Koalitionsverhand-
lungen einzubringen. Diesbezüglich 
denkbare Varianten, zaghaft bereits an-
gedacht und in der Diskussion, wären 
die Rückkehr zum historischen Maarah-
Bündnis von Avoda und Meretz oder die 
Verbindung von Avoda und Rentnerpar-
tei. Eine von Amir Peretz geführte Links-
fraktion könnte in den genannten Kons-
tellationen in der Knesset 24 bzw. 26 
Mandate für sich verbuchen und wäre 
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damit in der Lage, Kadima auf Augen-
höhe gegenüberzutreten. Ebenfalls ent-
spräche es der politischen Kultur Israels, 
wenn der künftige Ministerpräsident mit 
wechselnden Parlamentsmehrheiten 
bzw. Koalitionen oder Minderheitsregie-
rungen die 17. Legislaturperiode gestal-
ten würde. 
 
 
Erfolgsaussichten 
 
Unabhängig von der konkreten Regie-
rungskoalition würde das gegenwärtige 
Kräfteverhältnis in der Knesset Ehud 
Olmert eine Mehrheit für die von ihm 
verkündeten Rückzugspläne aus größe-
ren Teilen des Westjordangebiets er-
möglichen. Die Festlegung der israeli-
schen Grenzen jedoch ist ein Vorhaben, 
das weit reichende nationale wie regio-
nale Auswirkungen impliziert und daher 
nicht nur eines nationalen Konsens in 
Israel, einer „jüdischen Mehrheit“ im 

Parlament und einer breiten Regierungs-
koalition bedarf, sondern auch massive 
internationale Unterstützung voraus-
setzt. Der neue Ministerpräsident dürfte 
bestrebt sein, dieses Politikfeld zu forcie-
ren, zugleich jedoch zu versuchen, vor-
zeigbare Erfolge auf anderen Ebenen 
der Innen- und Außenpolitik zu erzielen, 
sei es auf sozialem Gebiet, im Bildungs-
sektor oder im Kampf gegen die verbrei-
tete Korruption. Die Verarmung von 
Teilen der Bevölkerung oder die verbrei-
tete Politikerverdrossenheit – insbeson-
dere in der jungen Generation – sind 
zumindest Herausforderungen an die 
Politik, denen sich die neue Regierung 
zu stellen haben wird. 
 

Dr. Angelika Timm 
DAAD-Dozentin Bar-Ilan-Universität, Tel Aviv 

 
Verantwortlich: Hermann Bünz,  

Friedrich-Ebert-Stiftung, Israel 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ansprechpartnerin: 
Elisabeth Schumann-Braune, Tel: 030-26935-738, E-Mail: Elisabeth.Schumann@fes.de
Friedrich-Ebert-Stiftung  
Internationale Entwicklungszusammenarbeit, Referat Naher/Mittlerer Osten & Nordafrika 
Hiroshimastr. 17, 10785 Berlin 
 
Sie finden den Hintergrundbericht zum Herunterladen sowie Informationen zur Arbeit der FES in 
der Region auf  http://www.fes.de/nahost  
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Wahlergebnis: 
 

Fraktion 

 

 
Charakterisierung 

(Vorsitzender) 

 
Stimmen 
absolut 

 

 
Stim-

men%  
 

 
Sitze 
2006 

(2003) 
 

Kadima 

 

 
2005 durch Ariel Sharon gegründete 
Zentrumspartei (Ehud Olmert) 
 

 
690.095 

 
21,9 

 
29 
(-) 

 
Labor (Mifleget ha-Avoda)  

 
Bündnis der Sozialdemokratie mit der 
religiösen Partei Meimad (Amir Peretz) 
 

 
472.746 

 
15,0 

 
19 

(21) 

 
Shas 
(Sephardische Torah-Wächter) 

 
Ethnische ultraorthodoxe Partei, Mit-
gliedschaft vorwiegend traditionelle 
orientalische Juden (Eli Yishai) 
 

 
299.130 

 
  9,5 

 
12 

(11) 

 
Likud 
 

 
Konservativ-nationalistisch (Binyamin 
Netanyahu) 
 

 
282.070 

 
  8,9 

 
12 

(40) 

 
Yisrael Beitenu 
 
 

 
Nationalistisch-konservative Partei von 
GUS-Einwanderern, 2003 mit Ihud 
Leumi (Avigdor Lieberman) 

 
281.850 

 
  8,9 

 
11 
(-) 

 
Ihud Le’umi/Mafdal 
 

 
Religiös-nationalistisch, Siedlerpartei, 
Zusammenschluss 2005 (Benny Elon) 

 
223.830 

 
  7,1 

 
9 

(7+6) 
 
GIL (Mifleget ha-Gimla’im) 
 

Rentnerpartei, die v.a. soziale Benach-
teiligung älterer Generation durch 
neoliberale Wirtschaftspolitik kritisiert 
(Rafi Eitan) 

 
185.790 

 
  5,9 

 
7 
(-) 

 
Vereinigtes Torah-Judentum 
 

 
Ultraorthodox, vorwiegend ashkenasi-
sche Juden (Yaakov Litzman) 
 

 
146.958 

 
  4,6 

 
6 

(5) 

 
Meretz 

 
Links-liberal (Yossi Beilin) 
 

 
118.356 

 
  3,7 

 
5 

(6) 
 
Vereinigte Arabische Liste (Ra’am)/ 
Ta’al 
 

 
Bündnis Arabischer Demokratischer 
Partei, Islamischer Bewegung und der 
von Ahmed Tibi geführten Ta’al (Ibra-
him Sarsur) 
 

 
   94.460 

 
  3,0 

 
4 

(2) 

 
Hadash 
(Demokratische Liste für Frieden und 
Gleichheit) 
 

 
Von Kommunistischer Partei Israels 
geführtes Bündnis mit überwiegend 
arabischer Mitgliedschaft (Muhamad 
Barakei) 

 
   85.830 

 
  2,7 

 
3 

(3) 

 
Balad 
(National-demokratischer Bund) 
 

 
Arabisch-nationale Partei (Asmi Bisha-
ra) 

   72.013   2,2 3 
(3) 
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